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jeden jungen Menschen im Sinne einer „Demo-
kratiefi tness“ zu begleiten und übers Wählen 
hinaus Partizipationsmöglichkeiten anzubieten.

Wäre eine Wahlaltersenkung auf 14 Jahre 
denkbar? Welche Rahmenbedingungen würde 
es brauchen?
Grundsätzlich ist es denkbar, dass auch jünge-
re Jugendliche (und warum nicht auch Kinder) 
ein verbrieftes Mitbestimmungsrecht haben. 
Dafür braucht es allerdings fundierte Konzepte, 
Strukturen und Ressourcen. Angebote, die junge 
Menschen auf diesem Weg begleiten, in denen 
Grundsätze der Politischen Bildung die Basis 
bilden (Kontroversitätsgebot, Überwältigungsver-
bot …).

Sich darüber bewusst zu sein, ist keine Rahmenbe-
dingung, doch kann das Thema in pädagogischen 
Ausbildungen (elementare Bildungseinrichtungen, 
Primarstufe, Sek. I und II) einen Platz bekommen, 
damit Politische Bildung und Demokratiebildung 
vorstellbar und didaktisch umsetzbar werden. Eine 
altersgerechte Aufbereitung von Inhalten, ein re-
spektvoller Umgang miteinander, Refl exionsräume 
und Diskussionsräume zu eröffnen, wären beson-
ders wichtig. Durch Einbindung und Gestaltungs-
möglichkeiten erleben junge Leute Wertschätzung 
und Selbstwirksamkeit, demokratische Prozesse 
sind erlern- und vielmehr erfahrbar. Und das ganz 
unabhängig von einer Wahlaltersenkung.

BUNDESJUGENDVERTRETUNG
www.bjv.at

Was waren/sind die stärksten Argumente für 
eine Wahlaltersenkung?
Junge Menschen sind in der Lage, verantwortlich 
zu handeln und ihr Verhalten zu refl ektieren. Stu-
dien zeigen, dass sie (anders als das oft behauptet 
wird) ihre Entscheidungen vorrangig aufgrund von 
Informationen treffen. Werden junge Menschen 
richtig adressiert, sind sie defi nitiv interessiert an 
Politik und vor allem an verlässlichen Informati-
onen. Der triftigste Grund für eine Senkung des 
Wahlalters ist und war aber aus Sicht der BJV, dass 
junge Menschen analog zu ihren Pfl ichten mit 
adäquaten Rechten ausgestattet sein sollten.

Von der Wahlrechtsreform hat man sich 
erwartet, dass Jugendliche durch die frühere 
Einbindung in den politischen Prozess mehr 
politisches Interesse zeigen: Ist diese Erwar­
tung eingetroffen?

Erste Untersuchungen haben diesen erhofften 
Effekt bestätigt. Allerdings muss dabei berücksich-
tigt werden, dass es unmittelbar nach der Senkung 
des Wahlalters einen leichten Boom an Angeboten 
Politischer Bildung gab. Als dieser nachließ, ließ 
auch die Wirkung bei jungen WählerInnen – also 
dass sie sich im Vergleich zu anderen Altersgrup-
pen sogar überdurchschnittlich stark an Wahlen 
beteiligten – etwas nach.

Haben Schule und Gesellschaft ausreichend 
auf die Wahlaltersenkung reagiert? Was wür­
den Sie sich wünschen, damit Jugendliche ihre 
demokratischen Kompetenzen gut entwickeln?
Nach wie vor gibt es kein fl ächendeckendes Fach 
„Politische Bildung“ an Österreichs Schulen und 
keine ausreichende Ausbildung für alle Pädago-
gInnen. Die BJV fordert deshalb seit langem die 
Einführung eines eigenen Fachs Politische Bildung 
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JUGENDORNBIRN – MEINE STIMME ZÄHLT  
www.jugendornbirn.at

  

Logo der damaligen Demokratie-Initiative (2007/08) der 
Österreichischen Bundesregierung, um die Einführung der 
Wahlaltersenkung in der Schule mit begleitenden Maßnahmen 
zu unterstützen.

in allen Schultypen ab der 5. Schulstufe. Ebenso 
müsste dem Unterrichtsprinzip Politische Bildung, 
das für ALLE Schulstufen gilt, endlich durch eine 
entsprechende Berücksichtigung bei der Aus-
bildung von PädagogInnen Rechnung getragen 
werden.

Wäre eine Wahlaltersenkung auf 14 Jahre 
denkbar? Welche Rahmenbedingungen würde 
es brauchen?
Auch wenn viele junge Menschen bereits ab 14 
Jahren weitreichende Entscheidungen treffen und 
Verantwortung übernehmen, wäre es aus Sicht der 
BJV zuerst notwendig, umfassende Maßnahmen 
im Bereich Politische Bildung umzusetzen, damit 
auch sichergestellt werden kann, dass alle jungen 
Menschen rechtzeitig mit den entsprechenden 
Kompetenzen ausgestattet werden.

Was waren/sind die stärksten Argumente für 
eine Wahlaltersenkung?
Die demografi sche Entwicklung unserer Gesell-
schaft. Ältere werden immer mehr, es gibt anteils-
mäßig zu wenig Jugendliche. Dadurch verschiebt 
sich das politische Momentum auf die Bedürfnisse 
älterer Menschen. Interessen Jugendlicher drohen, 
nicht berücksichtigt zu werden.

Die Jugend wird, besonders in den Gemeinden 
und Städten, für die handelnden PolitikerInnen 
wahrnehmbarer. Der Wunsch nach einem Mädchen-
treff oder Jugendplatz bekommt dann eine andere 
Bedeutung, weil es dann auch um WählerInnen-
stimmen geht. Stärkung der Politischen Bildung 

und Jugendliche interessieren sich stärker für 
(Alltags)Politik. 

Von der Wahlrechtsreform hat man sich 
erwartet, dass Jugendliche durch die frühere 
Einbindung in den politischen Prozess mehr 
politisches Interesse zeigen: Ist diese Erwar­
tung eingetroffen?
Jugendliche sind weitgehend politisch interes-
siert. Sie engagieren sich oft in ihrem Umfeld wie 
Schule und Freizeit, aber nicht in der klassischen 
Parteipolitik. 
Jugendliche nehmen ihr politisches Handeln 
anders wahr. Wenn sie sich z.B. in ihrer Schule 
für eine Verbesserung einsetzen, geht es um die 
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LINKTIPPS:
• Wählen mit 16 Jahren (Bundeskanzleramt) 
	 www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/jugend/beteiligung-und-engagement/waehlen-mit-16.html
• Wählen ab … (Bayrischer Jugendring)  

www.bjr.de/junggerecht/wahlalter-senken.html 
• Wählen ab 16 in Österreich – ein Erfolgsmodell für ganz Europa? (ÖGfE Policy Brief 06/2018) 
	 www.oegfe.at/policy-briefs/waehlen-ab-16

METHODENTIPPS:

Wählen ab 14
Zielsetzungen: Auseinandersetzung mit der 
Frage, aus welchen Motiven und mit welchen 
Argumenten die Diskussion um eine Wahlalter-
senkung geführt wird; Reflexion über Kompe-
tenzen, die ein Wähler bzw. eine Wählerin auf-
weisen sollte, um am demokratischen Prozess 
mitwirken zu können.
Die gesamte Übung kann in der Praxisbörse 
von Zentrum polis abgerufen werden.  
www.politik-lernen.at/waehlenab14

Wahlalter in Europa
Die SchülerInnen arbeiten in Kleingruppen, 
wählen jeweils ein EU-Land aus und recher-
chieren, welches Wahlalter in diesem Staat 
auf europäischer, nationaler, regionaler und 
kommunaler Ebene gilt. In welchen dieser 
Staaten werden Diskussionen darüber geführt, 
das Wahlalter zu senken? Welche Argumente 
werden dafür, welche dagegen angeführt?

Verbesserung an sich und sie erkennen nicht, dass 
sie dadurch „politisch handeln“.

Politik wird von den Jugendlichen oftmals ver-
bunden mit „langweiligen Sitzungen“, „endlosen 
Besprechungen“, „viel zu viel reden, zu langsames 
Handeln“ …

Haben Schule und Gesellschaft ausreichend 
auf die Wahlaltersenkung reagiert? Was wür­
den Sie sich wünschen, damit Jugendliche ihre 
demokratischen Kompetenzen gut entwickeln?
• Stärkung der Schuldemokratie und Förderung 

von Partizipationsprojekten in Städten, Gemein-
den, Vereinen ...

• Aktionen vor Wahlen sind sehr wichtig, Beispiel 
„Wahlen sind keine Tiere“ von www.jugendorn-
birn.at.

• An den verschiedenen Schultypen ist Politische 
Bildung nach wie vor ein fächerübergreifendes 
Unterrichtsprinzip. Der Ruf nach einem eige-

nen Unterrichtsfach wird immer wieder laut, 
jedoch nicht umgesetzt. Hier scheint dringender 
Handlungsbedarf zu sein, ein eigenständiges 
Unterrichtsfach ab der 6. Schulstufe mit gut 
ausgebildeten Lehrpersonen einzuführen.

Wäre eine Wahlaltersenkung auf 14 Jahre 
denkbar? Welche Rahmenbedingungen würde 
es dafür brauchen?
Eine Wahlaltersenkung auf 14 Jahre wird im Verein 
jugendornbirn kontrovers diskutiert. Es sprechen 
Argumente dafür, manche dagegen.

Jedenfalls regen wir an, das passive Wahlalter auf 
16 Jahre zu senken. Dieses liegt nach wie vor bei 
18 Jahren. Dadurch wäre es bereits 16-jährigen 
möglich, die Stadt bzw. Gemeinde, das Bundesland 
und den Staat aktiv mitzugestalten. Somit tragen 
Jugendliche verstärkt Verantwortung für ihre 
Stimme.
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In Österreich wird bei Nationalratswahlen, Landtags- und 
Gemeinderatswahlen das Verhältniswahlrecht angewen-
det; ebenso bei der Wahl der österreichischen Abgeord-
neten des Europaparlaments.18 Die Präsidentschaftswahl 
in den USA steht dazu im Gegensatz und gilt als klassi-

sches Beispiel für ein Mehrheitswahlrecht.

4.1 DAS VERHÄLTNISWAHLRECHT 
IN ÖSTERREICH
Das Verhältniswahlrecht hat grundsätzlich 
zum Ziel, die Stimmverteilung bei einer 

Wahl im Parlament proportional abzubilden. Die Par-
teien sollen in jener Stärke im Parlament repräsentiert 
sein, die ihnen aufgrund der erzielten Stimmen bei 
der Wahl zusteht: Eine Partei, die bei einer Wahl wenig 
Stimmen erhalten hat, ist mit wenigen Abgeordneten 
im Parlament vertreten; eine Partei mit vielen Stimmen 
ist mit vielen Abgeordneten vertreten. Damit haben 
kleinere Parteien eine wesentlich größere Chance, ins 
Parlament einzuziehen und politisch mitzugestalten als 
im Mehrheitswahlrecht. Letzteres kennt zumeist nur ei-
nen einzigen Sieger bzw. eine einzige Siegerin, der/die 
dann die gesamte politische Macht der zur Wahl stehen-
den Funktion übertragen bekommt. Allerdings könnte 
die konsequente Anwendung des Verhältniswahlrechts 
zu einer „Zersplitterung“ der Parteienlandschaft führen, 
was wiederum die Mehrheitsbildung im Parlament deut-
lich erschwert. In Österreich gibt es daher zwei Hürden, 
von denen eine Partei mindestens eine nehmen muss, 
um Abgeordnete im Parlament stellen zu können. So 
muss die Partei bundesweit vier Prozent aller gültigen 
Stimmen oder ein Grundmandat (Direktmandat) in ei-
nem der Regionalwahlkreise erreichen.19

4.2 DAS MEHRHEITSWAHLRECHT  
AM BEISPIEL DER USA
Das Mehrheitswahlrecht findet sich heute v.a. im anglo-
amerikanischen Raum (USA, Großbritannien). In den 
USA ist diese Form des Wahlrechts u.a. durch den be-
kannten Spruch „The winner takes it all“ beschrieben.

Jeder Bundesstaat der USA verfügt über Wahlmän-
ner bzw. Wahlfrauen (Electors), die der Bevölkerungs-
anzahl entsprechen. Kalifornien als bevölkerungsreichs-
ter Staat verfügt z.B. über 55 Wahlfrauen/Wahlmänner, 
Alaska als bevölkerungsarmer Bundesstaat über drei. In 
fast allen amerikanischen Bundesstaaten gilt, dass jene 
Kandidatin bzw. jener Kandidat, die/der die relative 
Mehrheit erreicht (also im Vergleich zu allen anderen 
KandidatInnen die meisten Stimmen erhalten hat), Sie-
ger bzw. Siegerin dieses Bundesstaates ist. Selbst bei 
einem knappen Ausgang von 51 zu 49 Prozent der Stim-
men gehen Zweitplatzierte leer aus. Daher „The win-
ner takes it all“. Alle Wahlfrauen bzw. Wahlmänner des 
Bundesstaates sind dann bei der eigentlichen Wahl des 
Präsidenten bzw. der Präsidentin (Electoral College) an-
gehalten, die Siegerin bzw. den Sieger ihres Bundesstaa-
tes zu wählen. Es gibt keinen gesetzlichen Zwang, eine 
bestimmte Person zu wählen. Da jedoch die Wahlleute 
eines Bundesstaates von jener Partei entsandt werden, 
deren Kandidat bzw. Kandidatin gewonnen hat, kommt 
ein abweichendes Stimmverhalten selten vor.20

 4  VERHÄLTNISWAHLRECHT VERSUS
MEHRHEITSWAHLRECHT

> TIPP LINK

	Das Verhältniswahlrecht und das Ermittlungs-
verfahren bei der Nationalratswahl 
www.parlament.gv.at/PERK/FAQ/WAHL/ERMNR-
WAHL

> TIPP LINKS

	Die US-Wahl 2020 (bpb) 
www.bpb.de/themen/nordamerika/usa/305443/
us-praesidentschaftswahl-2020/

	Erklärfilme von polEdu:	  
Wie funktionieren die Wahlen in den USA? 
www.youtube.com/watch?v=9BFHEK8jkoE 
Warum ist das US-Wahlsystem so kompliziert? 
www.youtube.com/watch?v=yTn7ZVRodyY

	Die rationale Grundlage des US-Wahlsystems 
(Wiener Zeitung, 14.8.2020)  
https://bit.ly/3uiCp1S

18	Österreichisches Parlament > Was versteht man unter Verhältniswahlrecht? www.parlament.gv.at/PERK/FAQ/WAHL

19	Ebd.

20	Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung (bpb): Internationales > USA > The winner takes it all? Das Wahl- und Parteiensystem in den USA: www.bpb.
de/internationales/amerika/usa/10667/wahl-und-parteiensystem
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Demokratische Prozesse, wie eine Wahl oder eine Volks-
abstimmung, können elektronisch umgesetzt werden. 
Diese Form der Demokratie wird zumeist als elektroni-
sche Demokratie oder E-Demokratie bezeichnet, wobei 
E-Voting, E-Partizipation und E-Petition die wichtigsten 
Formen sind.21

Mithilfe von E-Demokratie werden neue Möglichkei-
ten der Partizipation geschaffen. Im Vordergrund steht 
der Zugang zu neuen, vor allem jungen Zielgruppen 
durch einen weiteren Interaktions-, Kommunikations- 
und Informationsradius. Neben der Erschließung neuer 
Zielgruppen hat E-Demokratie das Potenzial, Partizipa-
tion zu fördern, wie beispielsweise durch elektronische 
Petitionen.

Beim E-Voting werden elektronische Mittel in min-
destens einem der folgenden drei Prozesse eingesetzt: 
WählerInnenidentifizierung, Stimmabgabe und Auszäh-
lung der Stimmen. Der Einsatz von E-Voting hat unter-
schiedliche Vorteile für die WählerInnen, die Verwaltung 
und die Politik. Ein zentraler Aspekt ist die Vereinfa-
chung und Beschleunigung des Wahlprozesses.

Im besten Fall kann E-Voting also dazu beitra-
gen, dass die Wahlbeteiligung erhöht und die De-
mokratie gestärkt wird. Trotz aller Vorteile müssen 
Wahltechnologien mit besonderer Achtsamkeit einge-
setzt werden, da demokratische Wahlprozesse strengen 
Kriterien unterliegen. So muss sichergestellt werden, 
dass die Wahl frei und geheim durchgeführt wird.

E-Voting hat das Potenzial, neue WählerInnen-
schichten zu erschließen. So können mit E-Voting 
Umstände geschaffen werden, unter denen auch Men-
schen mit Beeinträchtigungen ihre Stimme ohne fremde 
Hilfe, selbstbestimmt und somit geheim abgeben kön-
nen.

In vielen Ländern ist E-Voting bereits verbreitet. Län-
der wie die USA, Brasilien und Indien verwenden Wahl-
maschinen, die in den Wahllokalen aufgestellt werden. 
In Estland besteht bereits seit 2007 die Möglichkeit, 
via Internet (I-Voting) zu wählen. Mehr als ein Drittel 
der estnischen Bevölkerung wählt in der Zwischenzeit 
bereits auf diese Weise.22 In anderen Ländern werden 
diese Formen des Wählens getestet. Nach mehreren 
unverbindlichen Testwahlen wurde in Österreich 
im Rahmen der ÖH-Wahlen 2009 erstmalig die 

rechtsverbindliche Stimmabgabe über das Internet 
ermöglicht. Es kam jedoch zur Anfechtung der Ergeb-
nisse der Wahl und der Verfassungsgerichtshof hob die 
Verordnung zum E-Voting bei ÖH-Wahlen als gesetzes-
widrig auf. Bei den nachfolgenden Wahlen wurde wieder 
in den Wahllokalen oder per Briefwahl abgestimmt. 

Obwohl die Corona-Pandemie eine Digitalisierung 
in den verschiedensten Bereichen vorangetrieben hat, 
steckt E-Demokratie noch in den Kinderschuhen 
und muss sich erst etablieren. Bis dahin ist es ein 
weiter Weg, der mit einigen Herausforderungen verbun-
den ist. So muss bedacht werden, dass einige Bevölke-
rungsschichten über keinen Internetzugang verfügen 
oder (noch) nicht die Medienkompetenz besitzen, die 
nötig ist, um damit umzugehen. KritikerInnen befürch-
ten, dass sich der „digital divide“ vergrößert. Dies ist 
eine der vielen Herausforderungen, die mit E-Demokra-
tie einhergehen. Der Weg zur „Modern Democracy“ ist 
noch weit.23

 

> TIPP LINKS

	Informationen zu digitaler Partizipation  
www.partizipation.at/partizipation-verstehen/
prinzipien-der-beteiligung/digitale-partizipation

	Beitrag zu E-Democracy: Demokratiezentrum Wien 
www.demokratiezentrum.org/bildung/ressourcen/
themenmodule/demokratiemodelle/e-democracy-
liquid-democracy

 5  ELEKTRONISCH WÄHLEN

21	Eine Liste aller laufenden E-Petitionen ist auf www.parlament.gv.at zu finden.

22	Siehe dazu Standard Artikel vom 27.4.2020: Elektronische Wahlen sind selbst in Zeiten von Corona eine gefährliche Idee 
www.derstandard.at/story/2000116996783/elektronische-wahlen-sind-selbst-in-zeiten-von-corona-eine-gefaehrliche 

23 Teile dieses Beitrags beruhen auf den Text „E-Demokratie und E-Voting“ (Maria Kellner, 2012) von E-voting.CC GmbH: www.e-voting.cc

Demokratie
|
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|
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In Österreich leben mehr als 1,2 Millionen Menschen, 
die zwar das Wahlalter erreicht haben, jedoch von Wah-
len ausgeschlossen sind, weil sie keine österreichische 
StaatsbürgerInnenschaft haben. Das entspricht unge-
fähr 15 Prozent der möglichen WählerInnen. In Wien 
konnte bei der letzten Wienwahl 2020 sogar rund ein 
Drittel der BewohnerInnen ihre Stimme nicht abgeben. 
Viele von ihnen sind in Österreich geboren oder leben 
schon sehr lange hier.24

STAATSBÜRGERINNENSCHAFT = WAHLRECHT 
Das Wahlrecht ist in Österreich an die Staatsbürger-
schaft gekoppelt. Ausnahmen stellen die Kommunal-
wahlen, d.h. Gemeinderats- und Bezirksvertretungswah-
len dar; hier sind auch EU-BürgerInnen wahlberechtigt, 
wie auch bei der Europawahl. Verglichen mit anderen 
europäischen Ländern weist Österreich eine sehr strikte 
Regelung auf. So besteht in 14 europäischen Staaten 
wie etwa in Irland, Schweden, Luxemburg und der Slo-
wakei für Nicht-StaatsbürgerInnen, die ihren ständigen 
Wohnsitz bereits länger in diesen Ländern haben, die 
Möglichkeit, auf kommunaler Ebene zu wählen.

PASS­EGAL­WAHL 
Das Wahlrecht ist ein Fundament der Demokratie und 
daher bedeutet der Ausschluss von diesem Recht auch, 
ausgeschlossen von vielen demokratiepolitischen Pro-
zessen zu sein. Über kein Wahlrecht zu verfügen, ist 
eng damit verbunden, auch keine politische Stimme zu 
haben. 

Aus diesem Grund hat SOS-Mitmensch 2013 die 
Pass-Egal-Wahl initiiert, um auf diese Exklusion von 

demokratischer Mitbestimmung aufmerksam zu machen. 
Die Pass-Egal-Wahl fi ndet vor Wahlen auf Bundes- und 
Landesebene statt. 

Die Pass-Egal-Wahlen sind für alle Menschen of-
fen, die das Wahlalter erreicht haben. Sie können ihre 
Stimme abgeben, auch dann, wenn sie nicht österrei-
chische StaatsbürgerInnen sind und von der jeweiligen 
offi ziellen Wahl ausgeschlossen werden. Eingeladen sind 
auch Personen mit österreichischem Pass, die damit 
ein Zeichen der Solidarität und ein Zeichen gegen den 
Ausschluss dieser Menschen von demokratischer Mitbe-
stimmung setzen. Die Durchführung der Pass-Egal-Wahl 
wird von den InitiatorInnen gewissermaßen als Vervoll-
ständigung von offi ziellen Wahlen angesehen. Es stehen 
jene Parteien zur Abstimmung, die zur jeweiligen Wahl 
antreten.

Mit dieser Aktion wird für ein demokratieförderndes 
Wahlrecht geworben und aufgezeigt, dass dieses Inte-
grationshindernis auch die Demokratie in Österreich 
schwächt. 

 6  WAHLRECHT FÜR ALLE IN ÖSTERREICH?

>TIPP LINK

 Auf der Website von SOS-Mitmensch gibt es 
Antworten zu häufi g gestellten Fragen wie etwa: 
Was ist die Pass-Egal-Wahl? Wie kann man teil-
nehmen? Was bedeutet der Wahlausschluss für 
junge Menschen? 
www.sosmitmensch.at/faq-pass-egal-wahl

24 Vgl. www.sosmitmensch.at/faq-pass-egal-wahl

>TIPP PUBLIKATION

Wahlrecht für alle. 
Warum unsere Demo­
kratie ein modernes 
Wahlrecht braucht.
Hrsg. Dem21 – Die oberösterreichische Initiative für 
mehr Demokratie, 2021 
Infobüchlein für junge Menschen mit Basiswissen 
zu den Themen Demokratie, Wahlrecht und Staats-
bürgerschaft
https://migrare.at/wp-content/uploads/2021/09/
Broschuere-Wahlrecht-fuer-alle_fi n.pdf

Auch an Schulen ist die Durchführung einer 
Pass­Egal­Wahl möglich. Die nächste fi ndet zur 
Bundespräsidentschaftswahl statt. Es gibt auch 
einen Leitfaden zur Organisation der Pass Egal 
Wahl und begleitendes Unterrichtsmaterial 
(geeignet für SchülerInnen ab der 10. Schulstufe). 
www.sosmitmensch.at/pass-egal-wahl-an-schu-
len-2022

SOS Mitmensch ist eine Menschenrechts-
organisation und tritt für die Gleichbe-
rechtigung und Chancengleichheit aller 

Menschen ein. Eine Initiative von SOS-Mitmensch ist  
#hiergeboren, mit der sie sich dafür einsetzen, dass 
Kinder, die in Österreich geboren sind, ein Recht auf 
die StaatsbürgerInnenschaft bekommen.
www.sosmitmensch.at  | www.hiergeboren.at
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PASS-EGAL-WAHL IN OBERÖSTERREICH 2021

Erstmals fand im gesamten Bundesland Oberösterreich 
im Vorfeld der Landtagswahl (26. September 2021) eine 
Pass-Egal-Wahl statt und stieß auf breite Beteiligung. 
Auch fünf oberösterreichische Schulen nahmen daran 
teil: „Ich habe heute gewählt, weil ich es falsch finde, 
dass Menschen, die hier jahrelang leben, kein Mitspra-
cherecht haben für Regeln und Gesetze, die sie befolgen 
müssen.“ (Elisa, 17 Jahre)25

 

Warteschlange vor dem Wahllokal am Martin-Luther-Platz in Linz.  
© migrare

25	www.sosmitmensch.at/landtagswahl-in-oberoesterreich-erstmals-gemeinsame-pass-egal-wahl-von-sos-mitmensch-mit-schulen

Richtig & Falsch.  
Podcast für Politische Bildung 
Jugend ohne Wahl. Zwischen Politikverdrossenheit 
und Partizipation 

www.politik-lernen.at/folge8_richtigundfalsch

	Wie unterrichtet man Politische Bildung für 
SchülerInnen, die von vornherein von Wahlen 
ausgeschlossen sind? 

	Wie kann man das Thema bearbeiten, ohne dass 
es für die SchülerInnen erst recht frustrierend 
wird?

	Und welche Folgen hat es überhaupt, wenn (im-
mer mehr) junge Menschen nicht wählen dürfen? 

Mehr dazu in dieser Folge von Richtig & Falsch.

Richtig & Falsch greift gesellschaftliche Kontro-
versen auf, die im Klassenzimmer bewegen. Es 
werden gute Ideen vor den Vorhang geholt und 
Unsicherheiten besprochen. Zu Gast sind Lehrkräf-
te sowie Fachleute aus Wissenschaft und Praxis. 

Der Podcast ist auch auf Instagram 
www.instagram.com/podcast_politische_bildung 

Wer sich Richtig & Falsch lieber im Radio anhört, 
kann dies ein Mal pro Monat am Sonntagvormit-
tag um 10 Uhr auf Radio Orange 94.0. 
https://o94.at/programm/sendereihen/richti-
gundfalsch

> TIPP VIDEOBEITRÄGE

	Landtagswahl in geschlossener Gesellschaft – 
welche Folgen hat die Ausgrenzung von poli-
tischer Mitbestimmung? (DORF TV, 10.9.2021)
https://bit.ly/3M3GDCv

	Vortrag des Politologen Gerd Valchars über das 
Wahlrecht in Österreich und die fehlende Mitbe-
stimmung von Nicht-StaatsbürgerInnen (Kick-Off 
Veranstaltung der Initiative DEM21, 19.2.2021). 
Präsentation und Videomitschnitt:  
www.mehr-demokratie.at/de/kick-dem21-vor-
trag-von-gerd-valchars

> TIPP UMFRAGE

Die SchülerInnen erheben an ihrer Schule, wie 
viele der im Wahlalter befindlichen SchülerInnen 
aufgrund fehlender StaatsbürgerInnenschaft nicht 
wählen dürfen und wie sie damit umgehen.
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Die Beobachtung von Wahlen durch unabhän-
gige BeobachterInnen und ExpertInnen ist ein 
wichtiges Werkzeug internationaler Politik sowie 
innerstaatlicher Demokratieentwicklung gewor-
den. Grundsätzlich werden dabei die Stimmabgabe am 
Wahltag, der Wahlkampf und die Stimmauszählung be-
obachtet und Abweichungen von der Gesetzeslage und 
guten Praktiken aufgezeigt. Die Wahlgesetzgebung, die 
Wahladministration, die (sozialen) Medien sowie die 
Umsetzung der Ergebnisse und mögliche Einsprüche und 
Beschwerden werden dabei ebenso untersucht und auf 
der Basis internationaler Übereinkommen, wie etwa des 
UN-Zivilpakts26, bewertet. Nach der Wahl stellen Wahl-
beobachterInnen Empfehlungen für mögliche Reformen 
zur Verfügung. 

Internationale Wahlbeobachtung als außenpoli-
tisches Instrument zur Förderung von Demokratie 
und Menschenrechten ist vor allem durch die Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE)27 und die Europäische Union (EU)28 bekannt. Für 
die OSZE ist es Bestandteil der gegenseitigen Verpflich-
tungen der Teilnehmerstaaten, WahlbeobachterInnen 
in andere Mitgliedsländer zu entsenden. Unabhängige 
WahlbeobachterInnen halten sich an die Prinzipien der 
Unparteilichkeit und Nicht-Einmischung29 und sind von 
parteilich nominierten WahlzeugInnen zu unterschei-
den, die in vielen Ländern – auch in Österreich – üblich 
sind.

Österreich entsendet WahlbeobachterInnen durch 
das Außenministerium zu Missionen der OSZE und der 
EU. In Österreich wurden Wahlen bisher fünfmal durch 
die OSZE beobachtet, unter anderem anlässlich der Wie-
derholung der Bundespräsidenten-Stichwahl 2016. Da-
bei wurde festgestellt, dass solide Rahmenbedingungen 
und rechtliche Grundlagen für Wahlen bestehen, aber 
auch, dass nicht alle bisherigen Empfehlungen der OSZE 
umgesetzt wurden – unter anderem solche, die die Zu-
sammensetzung der Wahlgremien, die Wahlkampffinan-
zierung als auch die Zulassung von nationalen Wahlbe-
obachterInnen betreffen. 

Entgegen bisheriger Empfehlungen ist nationa-
le Wahlbeobachtung, d.h. durch ÖsterreicherInnen 
in Österreich selbst, rechtlich nicht vorgesehen. 
Würde Österreich im Rahmen der OSZE eingegangene 
Verpflichtungen umsetzen und die Gesetzeslage ändern, 
könnte es als Gastgeberland der OSZE auch ein gutes 
Beispiel für Länder mit weniger ausgeprägter demokra-
tischer Praxis bieten.

26	Der UN-Zivilpakt ist ein völkerrechtlich bindendes Menschenrechtsübereinkommen der Vereinten Nationen und gilt zusammen mit der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und dem UN-Sozialpakt als Internationaler Menschenrechtskodex.

27	OSCE/ODIHR – Elections www.osce.org/odihr/elections

28	EU Election Observation Missions (EU EOMs) https://eeas.europa.eu/topics/election-observation-missions-eueoms/421/election-observation-missions-
eueoms_en

29	Declaration of Principles for International Election Observation and Code of Conduct for International Election Observers www.osce.org/odihr/elec-
tions/215556

 7  WAHLBEOBACHTUNG IN ÖSTERREICH
Gastbeitrag von Michael Lidauer, Armin Rabitsch und Paul Grohma von wahlbeobachtung.org

www.wahlbeobachtung.org

Vor der Nationalratswahl 2013 gründeten öster-
reichische WahlbeobachterInnen mit internatio-
naler Arbeitserfahrung die unabhängige Initia-
tive wahlbeobachtung.org, um zur Verbesserung 
österreichischer Wahlprozesse und des demokra-
tischen Systems beizutragen. Seither untersucht 
wahlbeobachtung.org österreichische Wahlen 
soweit es die Rechtslage erlaubt, betreibt Poli-
tische Bildung für JungwählerInnen und setzt 
sich für Wahlreformen ein – insbesondere für 
eine Öffnung des Wahlbeisitzes, um auch inter-
essierten, nicht parteigebundenen und vor allem 
jüngeren Personen die Mitwirkung im Wahllokal 
zu erlauben. Um bestehendes Wissen zu Wahlen 
und Demokratie zu vertiefen, bietet das Team 
von wahlbeobachtung.org Schulworkshops mit 
Anschauungsbeispielen aus der internationalen 
Wahlbeobachtungspraxis speziell für Jungwähler 
und Jungwählerinnen an:  
kontakt@wahlbeobachtung.org
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8.1 WAHLKAMPF
Der Wahlkampf bietet wahlwerbenden Parteien die Mög-
lichkeit, ihre KandidatInnen, Programme und Ziele zu 
präsentieren bzw. sich hinsichtlich aktueller Themen zu 
positionieren. Auch für die Mobilisierung der Parteimit-
glieder ist der Wahlkampf – und die Berichterstattung 
darüber – von Bedeutung. Dazu betreiben Parteien zu-
meist einen großen fi nanziellen Aufwand für Wahlwer-
bung (Inserate, Wahlplakate, Radio- und Fernsehspots, 
Kampagnen in den sozialen Medien etc.).

8.2 WAHLPROGNOSEN 
Meinungsforschungsinstitute erstellen laufend und ver-
stärkt im Vorfeld von Wahlen Prognosen über das Ab-
stimmungsverhalten der WählerInnen.30 Besonders be-
kannt ist die so genannte „Sonntagsfrage“.31

Sie werden dabei entweder von Medien (Fernsehsen-
dern, Zeitungen, Magazinen) beauftragt oder direkt von 
den Parteien. Diese Prognosen machen oft die Wahl-
kampfberichterstattung spannender („Kopf-an-Kopf-
Rennen“, „Kampf um den Einzug ins Parlament“ etc.) 
und können zu gesteigertem Interesse an der politischen 
Berichterstattung beitragen. Ein Problem im Zusammen-
hang mit der Veröffentlichung von Umfrageergebnissen 
stellt sich, wenn Mindeststandards einer qualitätsvollen 
Berichterstattung nicht eingehalten werden, wie:

Basisinformationen wie Name des Forschungs-
instituts, AuftraggeberIn, Größe und Reichweite 
der Stichprobe

Angabe der Schwankungsbreite32

Angabe des genauen Wortlauts der Fragestellung

Angabe des Prozentsatzes der Befragten, die die 
jeweilige Frage nicht beantwortet haben

deutliche Trennung von Umfrageergebnissen und 
Kommentierung bzw. Interpretation

 8  WAHLKAMPF UND WAHLPROGNOSEN

30 Vgl. hier und im Folgenden: Melischek, Gabriele: Der publizierte WählerInnenwille. In: WählerInnenwille, S. 23ff 

31 Diese Bezeichnung bezieht sich auf die Frage, welche Partei bzw. Person die Befragten wählen würden, „wenn am nächsten Sonntag Wahlen wären“.

32 Das Fehlen dieser Angabe bzw. falsche Angaben können u.U. dazu führen, dass WählerInnen die von ihnen präferierte Kleinpartei nicht wählen, weil  
die Prognosen ein Scheitern an der Vierprozenthürde vorhersagen und sie befürchten, eine „verlorene Stimme“ abzugeben.

Generation Z. Zwischen 
Selbstverwirklichung, Insta­
Einsamkeit und der Hoffnung 
auf eine bessere Welt
Valentina Vapaux. 
München: Gräfe und Unzer 
Verlag, 2021. 
ISBN 978-3-8338-7876-3. 

Die Journalistin und Infl uencerin setzt sich in die-
sem Buch mit der aktuellen Jugendkultur ausein-
ander u.a.: Inwieweit prägt Social Media klassische 
Geschlechterrollen, wie politisch sind die „Z s“?  
Die Themen sollen junge LeserInnen auf gesell-
schaftsrelevante Fragen aufmerksam machen.

BEITRAG ZUR LESEFÖRDERUNG

>TIPP ERLASS

Unzulässigkeit von parteipolitischer Werbung 
an Schulen 
Erlass des Bildungsministeriums u.a. dazu, was bei 
der Einladung von PolitikerInnen an Schulen zu be-
achten ist. Linktipp: http://bildung.bmbwf.gv.at/
ministerium/rs/2008_13.html

>TIPP DISKUSSION

Stichwort „Inseratenaffäre“ – geschönte Umfragen 
und erkaufte positive Berichterstattung im Vor-
feld der Nationalratswahl 2017. Die SchülerInnen 
recherchieren, welches Budget den antretenden 
Parteien 2017 für Wahlwerbung zur Verfügung 
stand und wie viele Inserate es gab. Diskutieren 
Sie mit den SchülerInnen unter diesem Aspekt die 
Frage: Wie fair sind Wahlen in Österreich?
www.dossier.at/dossiers/inserate/das-gekaufte-
oesterreich

>TIPP LINK

Wahlkampfausgaben der Parteien (Parteispenden.at)
www.parteispenden.at/wahlkampfausgaben
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8.3 UNTERRICHTSIDEE: WAHLWERBUNG IN PRINTMEDIEN ANALYSIEREN

Dauer 1 Unterrichtseinheit

Schulstufe ab der 7. Schulstufe

Methode Gruppenarbeit, Analyse

Kompetenzen Politikbezogene Methodenkompetenz, Urteilskompetenz 

Ziel Wahlwerbung anhand eines Schemas analysieren und begründet bewerten   

Vorbereitung / 
Materialien

• Analyseschema ausdrucken (evtl. auf A3), jeweils ein bis zwei Exemplare pro Gruppe 

• Anzeigen wahlwerbender Parteien aus Printmedien suchen bzw. die SchülerInnen auffordern, 
selbst Beispiele in Printmedien zu finden.

Methodisch- 
didaktische 

Hinweise

Da Parteien ihre Werbemittel zielgruppenorientiert einsetzen, empfiehlt es sich, Anzeigen aus  
mehreren unterschiedlichen Printmedien, jedenfalls aber von den meistgenutzten der jungen Men-
schen anzuschauen. Um Objektivität zu wahren und Überwältigung zu vermeiden, müssen Anzeigen 
aller kandidierenden Parteien, welche inserieren (nicht alle tun das oder können sich dies auch 
leisten – auch dies gilt es zu thematisieren), gesammelt und zur Verfügung gestellt werden.

Ablauf • Variante 1: Jede Gruppe analysiert eine Anzeige – es sollte bei der Verteilung der Anzeigen 
darauf geachtet werden, dass alle inserierenden Parteien in gleicher Anzahl vertreten sind. 

• Variante 2: Jede Gruppe analysiert zwei unterschiedliche Anzeigen derselben Partei. Auf diese 
Art und Weise ist es möglich, eine bestimmte Werbelinie der Partei besser zu erkennen. 

• Variante 3: Jede Gruppe analysiert jeweils zwei unterschiedliche Anzeigen unterschiedlicher 
Parteien. Durch den Vergleich sind Unterschiede zwischen den Werbelinien der Parteien besser 
zu erkennen. 

1. Die SchülerInnen bilden Gruppen zu drei bis vier Personen. Jede Gruppe erhält – je nach 
gewählter Variante – ein oder zwei Exemplare des Analyseschemas. 

2. Die SchülerInnen tragen ihre Überlegungen und Beobachtungen in das Analyseschema ein.

3. Anschließend werden die Ergebnisse in einem Klassengespräch ausgetauscht. 

4. In einem weiteren Schritt werden die SchülerInnen aufgefordert, zumindest eine Anzeige  
zu bewerten: Welche Anzeige spricht dich besonders an oder löst Widerstand bei dir aus?  
Begründe deine Meinung. 

Vertiefung ab der 8. Schulstufe mit Fokus digitale Medien  
polis aktuell 5/2017: www.politik-lernen.at/pa_8.schulstufe  
Informationen zur Politischen Bildung 43/2018: Medien und politische Kommunikation 
www.politik-lernen.at/izpb43_medienundpolitischekommunikation

Adaptiert nach: Elfriede Windischbauer: Wahlwerbungen in Printmedien analysieren. In: Ammerer, 
Heinrich; Krammer, Reinhard; Windischbauer, Elfriede: Politische Bildung konkret. Beispiele für 
kompetenzorientierten Unterricht. Wien: Edition polis, 2009. Seiten 46-48. www.politik-lernen.at/
diagnoseaufgabenmitbildern

Online unter www.politik-lernen.at/wahlwerbung_printmedien
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KOPIERVORLAGE: ANALYSESCHEMA

Anzeige (Titel/Text, Medium, Partei)

Wie wirkt diese Anzeige beim ersten Betrachten 
auf euch? Welche Worte fallen euch dazu ein?

Welche Farben werden oft verwendet und welche 
Bedeutung haben sie?

Beschreibt genau: Wer/was ist im Hintergrund zu 
sehen?

An welche Zielgruppe(n) richtet sich die Anzeige?

Beschreibt genau: Wer/was ist im Vordergrund zu 
sehen? 

Werden Symbole (Icons, Memes) verwendet? Wo­
für stehen sie?

Was wird im Text mitgeteilt? Fällt euch etwas im 
Hinblick auf die Sprache auf?

Was ist die Hauptaussage (Botschaft) der  
Anzeige?
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Dossier Wahlen	
Zusammenstellung von Zentrum polis mit Materialien-
tipps, Plattformen und Angeboten zum Thema.
www.politik-lernen.at/wahlen 

Datenbank mit Unterrichtsideen von Zentrum polis 
Stundenbilder und im Unterrichtsalltag umsetzbare Pro-
jektideen, u.a. zu Wahlen und Demokratie lernen.
www.politik-lernen.at/praxisboerse

Politik und Wahlen
Demokratiezentrum Wien 
Unterrichtsbeispiele dazu, wie Wahlen funktionieren, wer 
daran teilnimmt und wer sie beeinflusst.
www.demokratiezentrum.org/bildung/angebote/unter-
richtsbeispiele/politik-und-wahlen

Wege der politischen Mitbestimmung in Österreich 
Parlamentsdirektion (Hrsg.): 
Unterrichtsmaterialien zum 
Jugendparlament, 2013. 
Kopiervorlagen (Grafiken, Lü-
ckentexte etc.) für den Unter-
richt zu den Themen Wahlen, 
direkte Demokratie u.v.m. 
www.reininsparlament.at/
fileadmin/reininsparlament/
Unterrichtsmaterial/Unterrichts-
materialien.pdf

Wahlrecht für alle?	
Haus der Geschichte Österreich	  
Unterrichtsbeispiel zur Entwicklung des Wahlrechts in 
Österreich.	
www.hdgoe.at/UM_Die-Entwicklung-des-Wahlrechts-in-
Oesterreich

Der WählerInnenwille	
Forum Politische Bildung (Hrsg.): Informationen zur  
Politischen Bildung 27/2007.	  
Basisinformationen rund um das Thema politische 
Mitbestimmung im österreichischen politischen System 
werden in diesem Heft aus verschiedenen Perspektiven 
beleuchtet. Einen Schwerpunkt stellt das Thema „Wählen 
ab 16“ dar.
www.politischebildung.com/informationen-zur-politi-
schen-bildung/der-waehlerinnenwille

Wahlen und Wählen	
Forum Politische Bildung (Hrsg.): Informationen zur  
Politischen Bildung 41/2017.	
Die Informationstexte gehen den Fragen nach: „Warum sind 
Wahlen wichtig?“, „Welche Gremien werden gewählt?“, „Wer 
darf wählen und wer steht zur Wahl?“ und erläutern die 
Rolle des österreichischen Staatsoberhauptes.
www.politik-lernen.at/izpb41 

Lernvideos  
der Österreichischen Gesellschaft für Politische Bildung
Wahlen und indirekte Demokratie 
www.youtube.com/watch?v=wjLeQOfSknI
Wahlrechtsgrundsätze in Österreich
www.youtube.com/watch?v=7bLY82jUrPY

Thema im Unterricht: Wahlen für Einsteiger 
Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), 2020. 
24 Arbeitsblätter mit Grundlagen zu Wahlen, Wahlbetei-
ligung, Wahlreformen, Wahlsysteme etc. mit Bezug zu 
Deutschland.
www.bpb.de/shop/lernen/thema-im-unterricht/36922/ 
wahlen-fuer-einsteiger

KOMPASS – Handbuch zur Menschenrechtsbildung für 
die schulische und außerschulische Bildungsarbeit 
Deutsches Institut für Menschenrechte, Bundeszentrale für 
politische Bildung, Europarat 
(Hrsg.), akt. 2020. 
Grundlagentexte zum Thema 
Demokratie und Wahlen sowie 
Unterrichtsideen, z.B. zu „Wäh-
len oder nicht wählen?“
Printversion: www.bpb.de/
shop/lernen/weitere/314731/
kompass
Online-Handbuch: www.
kompass-menschenrechte.de

unsereVerfassung
Der Verein zur Förderung politischer Bildung hat auf 
seiner Website auch Beiträge zu Wahlen, Regieren etc. 
www.unsereverfassung.at

RECHTleicht.at – Politik verständlich machen 
Parteiprogramme im „leichten Format“, Lexikon in leicht 
verständlicher Sprache u.v.m.
www.rechtleicht.at

9  LINK- UND MATERIALIENTIPPS



Die letzten Ausgaben auf einen Blick:

Begriffsklärungen in leicht verständlicher Sprache fi nden sich im 
Politiklexikon für junge Leute, z.B. zu 

BUNDESPRAESIDENT/BUNDESPRAESIDENTIN 
www.politik-lexikon.at/bundespraesident-bundespraesi-
dentin 

NATIONALRATSWAHL
www.politik-lexikon.at/nationalratswahl

MEHRHEITSWAHL
www.politik-lexikon.at/mehrheitswahl

VERHÄLTNISWAHL
www.politik-lexikon.at/verhaeltniswahl

WAHL
www.politik-lexikon.at/wahl

WAHLRECHT
www.politik-lexikon.at/wahlrecht
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